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Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage der Abgeordneten Dr. Müller (München), Dr. Haack, Ze- 
bisch, Bals, Hofmann, Fritsch, Simon, Wittmann und Genossen 
wie folgt: 


1. Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß durch die zur Zeit 
durchgeführte Grenzablösung wegen der dabei entstehenden 
persönlichen Härten Unruhe unter den betroffenen Beamten 
entsteht? 


Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß die Grenzablösung 
Unruhe bei den davon betroffenen Beamten mit sich bringt. Die 
Zollverwaltung ist deshalb bemüht, unzumutbare Härten bei 
der Grenzablösung zu vermeiden. So ist z. B. für die Grenzab- 
lösung 1969 vorgesehen worden, freiwillige Beamte jüngerer 
Geburtsjahre anstelle anerkannter Härtefälle überbezirklich zu 
versetzen. 


2. Gibt es Grundsätze für diese Versetzungen, die es den betrof- 
fenen Beamten ermöglichen, sich ein Bild über die Maßnahmen 
unter Berücksichtigung persönlicher Erwägungen zu machen? 


Allen Beamten des mittleren Zolldienstes ist seit ihrem Eintritt 
in die Zollverwaltung bekannt, daß sie nicht ständig im Zoll- 
grenzdienst bleiben können. Bei der erforderlichen Grenzab- 
lösung wird auf die Familienverhältnisse und soweit wie mög- 
lich auch auf landsmannschaftliche Interessen der Beamten Rück- 
sicht genommen. Versetzungen werden nur im Einvernehmen 
mit den Personalvertretungen durchgeführt. Härtefälle werden 
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vom Bundesfinanzministerium gemeinsam mit dem Hauptper- 
sonalrat nach sorgfältiger Prüfung entschieden. Grundsatz ist 
dabei, jedem Einzelfall individuell unter Berücksichtigung 
dienstlicher Interessen gerecht zu werden. Den persönlichen Be- 
langen der Beamten wird soweit wie möglich Rechnung getra- 
gen. Damit wird eine gleichmäßige Behandlung aller betrof- 
fenen Beamten sichergestellt. 


3. Sieht die Bundesregierung die Möglichkeit, durch vermehrte 
Abordnungen den Versetzungen ihre besondere Härte zu neh- 
men? 

Die Stellen im Zollinnendienst rnüssen im Interesse eines ge- 
ordneten Dienstbetriebs letztlich mit Beamten besetzt werden, 
die in ihrer weiteren Laufbahn ständig im Innendienst bleiben 
und nach entsprechender Einarbeitung allen Anforderungen des 
Innendienstes gerecht werden können. Abordnungen zur Ge- 
schäftsaushilfe werden ohnehin schon jetzt bis zu dem dienst- 
lich vertretbaren Maß vorgenommen. Sie können, weil sie nur 
vorübergehende Entlastung bringen, keine Lösung darstellen. 


4. Wie wird die Bundesregierung im Falle unvermeidbarer Ver- 
setzungen den Beamten bei der Lösung ihrer Wohnungspro- 
bleme helfen? 

Die Oberfinanzdirektionen sind angewiesen, den von der Gren- 
ze abgelösten Beamten nach Möglichkeit vorrangig Bundesdar- 
lehnswohnungen zuzuteilen und sie hinsichtlich der Inanspruch- 
nahme von sogenannten Mietbeiträgen zu beraten, wenn sie 
vorübergehend Wohnungen des freien Wohnungsmarktes mie- 
ten. Der Bundesminister für Städtebau und Wohnungswesen 
hat zum Bau von Neubauwohnungen für grenzabgelöste Beamte 
im laufenden Rechnungsjahr zusätzlich Bindungsermächtigun- 
gen über rd. 6 Millionen DM erteilt. 


5. Wie kann die Bundesregierung auf lange Sicht die Zahl der 
überbezirklichen Versetzungen weitgehend verringern? 

Die überbezirklichen Versetzungen sollen den Oberfinanzdirek- 
tionen, die ihren Bedarf an Innendienstbeamten nicht aus dem 
eigenen Zollgrenzdienst decken können, das erforderliche Per- 
sonal zuführen. Die Zollverwaltung ist zwar bemüht, die Zahl 
der überbezirklichen Versetzungen so gering wie möglich zu 
halten. Dabei ist aber zu bedenken, daß sich die Verhältnisse, 
wie Art und Umfang des Arbeitsanfalles, weitgehend ihrer Ein- 
wirkungsmöglichkeit entziehen. 


Möller 
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